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1. Eröffnung der Sitzung

Der Vorsitzende der Delegation, Herr PARISH, eröffnet die Sitzung um 17.35 Uhr. Er 
begrüßt Senatorin Kay PATTERSON und weitere Mitglieder der australischen Abordnung. 
Die Mitglieder auf beiden Seiten stellen sich vor. 

2. Annahme des Entwurfs der Tagesordnung

Die Tagesordnung wird, vorbehaltlich Änderungen in der Reihenfolge der 
Tagesordnungspunkte, angenommen.

3. Handels- und Agrarfragen

Herr PARISH erläutert die Lage bei der Gemeinsamen Agrarpolitik, insbesondere unter 
Bezugnahme auf die Halbzeitüberprüfung und die Betriebsprämien, die er beide als positive 
Veränderungen für Australien betrachtet. Er stellt fest, dass die größte Herausforderung für 
die EU darin besteht, den Weg für die Verwaltung und die Reformierung ihres Agrarsystems 
zu finden. Wie er ausführt, würden weitere Schritte die Senkung von Zöllen und die 
Erweiterung des Zugangs zum europäischen Markt umfassen. 

Senatorin PATTERSON erklärt, sie könne nicht verstehen, wie die Betriebsprämie den 
Zugang zum europäischen Markt für australische Landwirte erweitern soll. Ihrer Meinung 
nach müsse die EU weitere Reformen in ihrer Landwirtschaft durchführen.

Herr TUCKEY argumentiert, dass die australische Landwirtschaft keine Bedrohung für den 
europäischen Markt darstellt. Seiner Ansicht nach ließen sich Tierschutzbelange als weiteres 
nichttarifliches Handelshemmnis ansehen, das von der EU erfunden wird. Er macht auch 
darauf aufmerksam, dass die australischen Zolltarife kontinuierlich zurückgehen.
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Frau JEGGLE äußert, dass sie für eine Agrarreform ist. Sie erinnert daran, dass nach den 
WTO-Regeln die Agrarsubventionen gekürzt werden müssten. Sie betont, dass man sich Zeit 
nehmen müsse, Reformen ordentlich durchzuführen, da die europäischen Landwirte bereits
unter Druck stünden.

Dr. WASHER hebt hervor, dass sich jede Branche selbst reformieren muss. Er würdigt die 
Bedeutung des Tierschutzes und betont, dass sich Australien der Nachhaltigkeit bewusst ist.

Herr WYNN bemerkt, dass die Europäische Union kein Land, sondern ein einzigartiges
Forum von 25 individuellen Mitgliedstaaten ist. Man müsse die politische Realität der 
Gegebenheiten in Betracht ziehen. Er äußert sich besorgt darüber, dass die EU über die 
Gemeinsame Agrarpolitik sozial- und umweltpolitische sowie Maßnahmen für den ländlichen 
Raum finanziere. Er hält den Tierschutz für ein wirkliches Problem und verweist auf die 
bisherigen Erfahrungen des Vereinigten Königreichs. Er fordert die australische Abordnung 
auf, die Anliegen Australiens über die Cairns-Gruppe und die WTO auf den Tisch zu bringen. 
Er fügt hinzu, dass der EU-Haushaltsplan lediglich 1 % des BIP Europas darstellt und dass die 
Landwirtschaft in Europa 0,43 % des europäischen Haushalts ausmacht.

Herr BERMAN stimmt Herrn WYNN zu. Er weist darauf hin, dass die Landwirtschaft auf
soziale Weise umstrukturiert werden müsse. Aus seiner Sicht könnten die australischen 
Landwirte die EU-Kriterien im Tierschutzbereich weitgehend erfüllen. Er merkt an, dass die 
WTO-Regeln die Berücksichtigung des Tierschutzes zuließen.

Herr TUCKEY gibt Senatorin PATTERSON Recht und erklärt, dass Australien Zugang zum 
europäischen Markt haben müsse.

4. Umwelt, Energie und nachhaltige Entwicklung, einschließlich REACH

Herr DOVER erläutert das Grünbuch der Kommission zur Energiepolitik. Er erklärt, dass dies 
ein äußerst wichtiges Thema ist, und verweist auf den jüngsten Streit zwischen dem 
russischen Erdgasmonopolisten Gazprom und der Ukraine. Europa sei stark von 
Energieimporten abhängig. Er erinnert daran, dass bereits die britische Ratspräsidentschaft 
eine neue Energiepolitik gefordert hat. Es herrsche allgemeine Zustimmung zu Plänen einer 
Liberalisierung des Marktes. Er verweist auf die Bedeutung von Diskussionen zur 
Energieeffizienz, nur Kernenergie und zu Biokraftstoffen. Abschließend geht er kurz auf die
REACH-Vereinbarung ein.

Herr TUCKEY äußert, dass Wasserstoff der nächste Kraftstoff für die Mobilität ist. Er sei ein 
Gegner der Verwendung erneuerbarer Energieressourcen in einem Verbundnetz. Er begründet 
kurz seine Haltung zu Wasserstoff. Man müsse sich mit den wirtschaftlichen und 
ökologischen Problemen auseinandersetzen.

Dr. WASHER macht auf den im kommenden Jahrzehnt bevorstehenden gewaltigen Anstieg 
des Energieverbrauchs aufmerksam. Australien verfüge über große Uranvorkommen und 
könne die EU mit Uran versorgen und so den Kohlendioxidausstoß senken. Er erinnert daran, 
dass Australien das Kyoto-Protokoll abgelehnt hat. Er spricht über die Partnerschaft 
Australien-Asien-Pazifikraum, die sich schwerpunktmäßig mit Technologien zur 
Kohlenstoffreduzierung befasse.
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Herr DOVER äußert sich kurz zu Uranlieferungen aus Australien. Er erwähnt seine Besuche 
in Urananreicherungsanlagen in Frankreich und im Vereinigten Königreich. Dies sei ein 
zukunftsweisender Weg für nachhaltige Energiequellen. Abschließend erkundigt er sich nach
den Folgen des REACH-Programms für australische Hersteller von Chemikalien.

Herr FITZGIBBON spricht kurz zur Kernenergie und sagt, dass eine Debatte zur Kernkraft
notwendig sei.

Dr. WASHER bemerkt, dass in Australien eine Debatte zu Uran geführt werden muss. Nach 
seinen  Worten könnte Australien zu einem der größten Uranexporteure werden. Er geht kurz 
auf die Energiesituation in Australien ein.

Herr PARRY weist auf die Uranvorkommen Australiens hin.

Herr FERGUSON stellt fest, dass Australien ein Netto-Energieexporteur ist. Das Land sei von 
Erdölimporten abhängig, da die australischen Raffinerien mit den größeren asiatischen 
Raffinerien nicht mithalten könnten.

Herr WYNN erklärt, dass eine ausgewogene Energiepolitik vonnöten ist. Europa investiere 
Milliarden in die Forschung zur Kernfusion. Die neuen Mitgliedstaaten seien der Kernenergie 
gegenüber sehr positiv eingestellt. Er bedauert das Fehlen einer gemeinsamen Energiepolitik 
in Europa.

Herr TUCKEY meint, die australische Öffentlichkeit müsse über Uran aufgeklärt werden.

Dr. TANNOCK stimmt Herrn WYNN darin zu, dass es keine europäische Energiepolitik gibt. 
Es sei eine zunehmende Abschottung der nationalen Märkte gegen Übernahmeangebote aus 
europäischen und anderen Ländern festzustellen. Er verweist auf den aktuellen Fall Gazprom, 
das ein Angebot für Centrica, dem größten Erdgas-Vertriebsnetz in Großbritannien, vorlegen 
will. Er fragt die Australier, was ihr Land tun würde, wenn China ein Angebot für ein 
Rohstoffunternehmen Australiens unterbreitet.

Dr. WASHER erklärt, dass in Australien eine Behörde für Auslandsinvestitionen über solche 
Vorhaben entscheidet. Einige solcher Geschäfte seien verhindert worden.

5. Integration von Einwanderern, Minderheitenfragen und Menschenrechte

Dr. TANNOCK erläutert die EU-Zuständigkeiten in den Bereichen Außenhandel, 
Verbraucherschutz, Umweltfragen und Binnenmarkt.  Er erklärt, dass die Zuständigkeit der 
EU im Bereich Asyl und Einwanderung größer wird. Die gesamte Agenda habe sich seit dem 
Vertrag von Maastricht nach vorn bewegt. Er erinnert daran, dass das Vereinigte Königreich 
jedes Jahr 200 000 Einwanderer aufnimmt, die meisten davon Asylsuchende. Er betont, dass 
die Debatte über die Masseneinwanderung und verschiedene multikulturelle Modelle offener 
geworden ist. Er weist darauf hin, dass rechtsextreme Parteien immer mehr Zustimmung 
fänden. Auch in Australien habe es eine solche Debatte gegeben. Es sei ein Grundrecht eines 
souveränen Staates, seine Grenzen zu regulieren und dafür Sorge zu tragen, dass Menschen 
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legal in das Land einreisten. Er weist auf die zahlreichen Probleme hin, die die EU mit Ceuta 
und Melilla, Lampedusa und den Kanaren hat. 

Herr CLAEYS merkt an, dass die Einwanderung eine der umstrittensten Fragen der 
derzeitigen politischen Debatte sei. Er erinnert daran, dass Menschen aus der Türkei und 
Nordafrika in den 60er und 70er Jahren als Gastarbeiter gekommen seien. In den 
Bevölkerungsgruppen mit Migrationshintergrund sei die Arbeitslosen- und Kriminalitätsrate 
höher. Nach seiner Auffassung sollten für die Einwanderung Beschränkungen eingeführt 
werden, damit die Länder bestimmen können, wer kommt und wie viele Menschen kommen 
dürfen. Er erwähnt auch die De-facto-Segregation mit Parallelgemeinschaften und „no go 
areas“.

Herr WYNN hält fest, dass eine reale Furcht vor der Zuwanderung besteht. Dies sei eine 
Frage der Wahrnehmung, und er erinnert daran, dass nach der EU-Erweiterung viele im 
Vereinigten Königreich Angst hatten, mit Einwanderern aus Mittel- und Osteuropa 
überschwemmt zu werden. Diese Zuwanderung habe sich aber zu einem gewaltigen Vorteil 
gewandelt, und er lobt die Leistung der britischen Wirtschaft. Er fügt hinzu, dass der künftige 
Beitritt der Türkei vor diesem Hintergrund gesehen werden sollte.

Frau LULLING bemerkt, dass Europa Schwierigkeiten mit der Integration von Einwanderern 
hat. Sie führt die Lage in Luxemburg an, wo es Probleme mit der Integration von 
Einwanderern aus dem Kosovo und einigen islamischen Ländern gebe. Sie verweist auf die 
Ablehnung der EU-Verfassung und betont die Notwendigkeit einer kontrollierten 
Einwanderung.

Senatorin PATTERSON erinnert daran, dass Australien ein Einwanderungsland ist, in das 
jedes Jahr 100 000 Einwanderer kommen. Australien verfüge über ein sehr intensives
Ansiedlungsprogramm, das kostenlose Englischlehrgänge, Unterstützung in verschiedenster 
Form sowie Schulen ausschließlich für Einwandererkinder umfasse. Sie führt auch 
Australiens einzigartigen Dolmetschdienst für kommunale Dienste an, der 140 Sprachen 
abdeckt. Ziel sei es, die Menschen innerhalb von fünf Jahren zu wirtschaftlicher Produktivität 
zu verhelfen. Sie erwähnt das Problem mit Menschenschmugglern aus China und Indonesien. 
Man müsse den Menschen helfen und ihnen ein vernünftiges Ansiedlungsprogramm bieten.

Herr FERGUSON erläutert, dass die Tendenz in den letzten Jahren hin zur Migration von 
Fachleuten und Familien gehe. Es bestehe auch ein starker Trend zur befristeten Einreise. Die 
Migration in Australien sei sehr breit gefächert und helfe dem Land.

6. Entwicklungen in der EU und in Australien (einschließlich Wettbewerbsfähigkeit 
und Dienstleistungsrichtlinie)

Für diesen Punkt reicht die Zeit nicht mehr.

Herr PARISH dankt den Teilnehmern und schließt die Sitzung des ersten Tages um 
18.35 Uhr.
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Mittwoch, 26. April 2006

Der Vorsitzende der Delegation, Herr PARISH, eröffnet die Sitzung um 10.15 Uhr. Er bittet 
um Entschuldigung für die fehlenden Dolmetscheinrichtungen.

7. Institutionelle Angelegenheiten der EU – Verfassung und Erweiterung

Herr HÄNSCH erläutert, dass die Erweiterung in den letzten zehn Jahren eine wichtige 
Herausforderung für die EU gewesen ist. Der Verfassungsvertrag werde eine ebensolche 
Herausforderung für die nächsten zehn Jahre darstellen. Er erinnert daran, dass die EU im 
Zuge der Erweiterung von 15 auf 25 Mitgliedstaaten angewachsen ist und dass Bulgarien und 
Rumänien 2007 beitreten sollen. Die EU habe Verhandlungen mit Kroatien aufgenommen, 
und andere Länder des westlichen Balkans hätten die Aussicht, EU-Mitglied zu werden. Er 
räumt ein, dass der Beitritt der Türkei eine komplizierte Angelegenheit ist, denn mit der 
Aufnahme eines großen Landes würden die Kapazitäten der EU bis an die Grenzen strapaziert 
werden. Er erläutert kurz den derzeitigen Stand des Verfassungsvertrags und meint, die 
Lösung werde erst nach 2010 möglich sein. Abschließend bemerkt er, dass die Union einer 
Krise entgegensteuern würde, wenn die Erweiterung ohne neue Grundlage für ihre Arbeit 
weitergeht, denn man könne zwar den Text abwählen, aber nicht die Probleme.

Herr RACK erinnert daran, dass die EU kein Nationalstaat ist. Er weist nachdrücklich auf den 
inneren Zusammenhalt der EU hin, da durch die Erweiterung das durchschnittliche Pro-Kopf-
Einkommen sinke. Er betont, dass die EU Schwierigkeiten hat, mit einer Stimme zu sprechen.

Herr PARISH erklärt, die britische Regierung habe zwar zugesagt, eine Volksabstimmung 
zum Verfassungsvertrag durchzuführen, ein zustimmendes Votum sei aber unwahrscheinlich. 
Er führt an, dass Herr KIRKHOPE einen „vereinfachenden Vertrag“ vorgeschlagen habt. Die 
EU müsse einen Weg finden, die erweiterte EU zu verwalten, aber nicht zwangsläufig durch 
die Verfassung.

Herr TUCKEY umreißt seine Auffassung von der Verfassung. Dann fragt er, in welchem 
Maße die Ablehnung bei den Volksentscheiden von innenpolitischen Fragen beeinflusst 
wurde.

Herr MARTIN antwortet, dass das Problem eher die Rahmenbedingungen und nicht die 
Verfassung war. Er erinnert daran, dass Europa zum Zeitpunkt der Referenden mit 
erheblichen wirtschaftlichen Problemen konfrontiert war. Im Falle Frankreichs sei noch die 
Richtlinie zur Liberalisierung der Dienstleistungen hinzukommen. Er stellt außerdem fest, 
dass Frankreich und Deutschland sich zunehmend recht protektionistisch verhielten. Er führt 
auch das Beispiel der EU-Fischereipolitik an, wo kein Unterschied zwischen der Verfassung 
und den geltenden Verträge bestehe; die Schottische Nationalpartei habe dies jedoch falsch 
dargestellt.

Herr PARISH erklärt, dass Frankreich besonders besorgt über die Erweiterung und die Türkei 
ist. In den Niederlanden bestünden große Sorgen hinsichtlich der Erweiterung und angesichts 
der Tatsache, dass Deutschland und Frankreich gegen den Stabilitäts- und Wachstumspakt 
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verstoßen haben. Er unterstreicht noch einmal, dass die Menschen nicht unbedingt über
Verfassung, sondern zu anderen Themen abgestimmt hätten.

Herr WYNN sagt, dass die französischen Sozialisten unterschiedliche Auffassungen zur 
Verfassung vertreten. Bei den spanischen Sozialisten stehe der allergrößte Teil hinter der 
Verfassung.  Nötig sei eine maximale Zustimmung der Bevölkerung für die Verfassung.

Herr HÄNSCH meint, die Gründe für das Nein-Votum seien in den beiden Ländern 
unterschiedlich gewesen, aber in beiden  gebe es Ängste wegen der Erweiterung.  Er bestätigt, 
dass innenpolitische Fragen eine wichtige Rolle bei der Ablehnung des Verfassungsvertrages 
spielten. 

Herr PIOTROWSKI und Herr NICHOLSON stellen sich kurz vor.

8. Auswärtige Angelegenheiten/Sicherheit und Entwicklung/AKP-Fragen

Herr MARTIN sagt, erste Priorität der EU sei die neue Nachbarschaftspolitik, die auch die 
südliche (Barcelona-Prozess) und die östliche Dimension einschließe. Durch die Aussicht auf 
die EU-Mitgliedschaft habe sich die Türkei gewandelt und die Balkanregion habe sich 
stabilisiert. Er führt das Handelsabkommen mit Turkmenistan an. Er spricht über die 
unterschiedlichen Auffassungen in der EU zur Invasion im Irak, merkt aber an, dass sich die 
EU darin einig ist, was beim Wiederaufbau des Landes geschehen soll. Er bringt die Probleme 
mit der Hamas-Regierung in Palästina zur Sprache. Abschließend bemerkt er, dass die EU 
eine Rolle zu spielen hat, um durch Wahlbeobachtungsmissionen zur guten 
Regierungsführung beizutragen.

Herr PARISH stimmt der Äußerung zur guten Regierungsführung zu. Er erwähnt, dass gegen 
ihn wegen seiner Kritik am Mugabe-Regime ein Einreiseverbot für Simbabwe besteht.

Dr. WASHER erkundigt sich nach der aufstrebenden Militärmacht in Russland und der Iran-
Situation.

Herr MARTIN erklärt, dass sich die EU um einen Dialog mit dem Iran bemüht und nicht von 
militärischen Aktionen gegen dieses Land spricht. Die EU sei sehr aktiv, Russland in die 
WTO zu bringen.

Herr PARISH fügt hinzu, dass, sollten die Koalitionstruppen den Irak verlassen, der Iran den 
Irak besetzen und eine schwierige Situation schaffen könnte.

Herr FERGUSON hebt die Fortschritte der Türkei in Bezug auf die Säkularisierung hervor.  
Nach seinen Worten könne eine demokratischere Türkei von erheblicher Symbolkraft in der 
Welt sein.

Herr FITZGIBBON stellt fest, dass die bloße Aussicht auf einen EU-Beitritt in der Türkei 
bedeutende Veränderungen ausgelöst habe. Er verweist auf das Zypern-Problem. Seiner 
Auffassung nach sei es besser, Bindungen zwischen dem Westen und dem Nahen Osten zu 
fördern und Reformen in der Türkei zu stärken, als die Möglichkeit einer EU-Mitgliedschaft 
von vornherein zu verweigern.
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Herr MARTIN ist ebenfalls der Meinung, dass die Anwesenheit eines weltlichen islamischen 
Landes in der EU eine große Symbolkraft hätte. Er räumt ein, dass viele in Ländern wie 
Deutschland und Österreich Vorbehalte gegenüber einem Beitritt der Türkei hegen. Zypern 
sei ein sehr komplexes Problem, aber die Türkei werde sich in naher Zukunft nicht aus 
Zypern zurückziehen.

Herr WILSON ist der Auffassung, dass ein großer Teil der EU-Mittel zur Finanzierung von 
Bürokratie diene.

Herr WYNN schildert kurz seine Erfahrungen aus der Untersuchung des Vorwurfs, EU-Mittel 
könnten möglicherweise für terroristische Zwecke in Palästina verwendet werden, und erklärt, 
darauf gebe es keine Hinweise. Er sei für den Beitritt der Türkei, doch einige Mitgliedstaaten 
wollten die Türkei ganz eindeutig nicht in der EU haben. Seiner Meinung nach würde es die 
Türkei verdienen, in die EU aufgenommen zu werden, wenn sie alle Kriterien erfüllt.

Herr HÄNSCH äußert sich zur Türkei-Thematik. Er verweist auf die wirtschaftlichen und 
politischen Verbesserungen im Zusammenhang mit der möglichen EU-Mitgliedschaft. Er sei 
nicht überzeugt, dass in der Türkei die Unterstützung für einen EU-Beitritt des Landes 
wachse. Die EU solle auch nicht übertreiben, was die Vorbildwirkung der Türkei für die 
islamische Welt angeht. Abschließend bemerkt her, dass es der EU sehr schwer fallen würde, 
alle Erwartungen der Türkei zu erfüllen.

Herr RACK betont, dass die EU ein Staatenforum ist.  Es gebe eine Reihe von Staaten, die die 
Türkei nach deren politischer Vergangenheit beurteilten. Er verweist auf ein Alternativmodell 
für Länder ohne die Perspektive einer Mitgliedschaft und meint, die EU bräuchte eine 
Alternativstrategie.

Herr PARISH schlägt vor, zu den AKP- und Entwicklungsthemen überzugehen.

Herr KOTEREC und Frau GILL stellen sich vor.

Herr DEVA stellt sich vor und erinnert daran, dass dem Entwicklungsausschuss mit dem
Vertrag von Amsterdam gewaltige Mitentscheidungsbefugnisse für die Vergabe von Mitteln 
über den EU-Haushalt, aber auch für die Auswahl von Schwerpunktbereichen der 
Zusammenarbeit übertragen wurden. Er geht kurz auf das Verfahren der Zuweisung von EU-
Mitteln für Entwicklungsprogramme ein und merkt an, dass das EU-Entwicklungsbudget etwa 
sechs bis sieben Milliarden Euro im Jahr umfasst. Er dankt Australien für dessen Einsatz bei 
den Tsunami-Hilfsaktionen. Er verweist auf den Wiederaufbauprozess in Südostasien. Er 
spricht über AIDS, Tuberkulose- und Malariaprogramme. Abschließend geht er kurz auf das 
Funktionieren der AKP ein.

Frau GILL hebt hervor, dass die EU China und Indien sehr viel Aufmerksamkeit widmet. Sie 
erinnert daran, dass mit beiden Ländern sehr ehrgeizige Pläne auf den Weg gebracht wurden, 
die über Handelsfragen hinausgingen. Nach ihren Worten hätten die EU und Australien ein 
gemeinsames Interesse daran, dass Asien Probleme wie Terrorismus, Weiterverbreitung von 
Kernwaffen, Migration und die Folgen des Tsunami angeht. Sie erkundigt sich nach 
Australiens Belangen in Nepal und Sri Lanka.



CR\628105DE.doc 8/13 PE 377.269
Externe Übersetzung

DE

Herr GAHLER berichtet über seine Besuche in der Region, auch auf den Salomonen, und 
würdigt die dortige Stationierung von australischem Personal bei der Regionalen Hilfsmission 
für die Salomonen (Regional Assistance Mission to the Solomon Islands – RAMSI). Aus 
seiner Sicht sollte die EU-Politik die Länder in der Region stabilisieren, die wirtschaftlich 
recht schwach seien.

Herr TUCKEY sagt, die ehemaligen Kolonialländer sollten ihrer Verantwortung gerecht 
werden.

Herr PARRY erkundigt sich nach einem EU-Mechanismus zur Terrorismusbekämpfung und 
dem Stand der Zusammenarbeit mit asiatischen Ländern. Außerdem fragt er Frau GILL nach 
der Zusammenarbeit zwischen der EU und Australien bei der Bewältigung der Folgen des 
Tsunami.

Senatorin PATTERSON möchte Näheres zur Koordinierung der Hilfeprogramme für die 
Salomonen wissen.

Frau GOMES stellt sich vor und spricht über die Entwicklungshilfe für den Pazifikraum und 
insbesondere zur Rolle Portugals. Sie geht zudem auf den Unabhängigkeitsprozess in 
Osttimor ein und merkt an, dass auch Papua mit der Zeit unabhängig werden könnte.

Herr DEVA weist darauf hin, dass Indonesien eine Einheit ist. Die EU wolle nicht, dass die 
Region destabilisiert werde, und die Stabilität Indonesiens sollte erhalten werden, da das Land 
als Modell angesehen werden könne. Er betont, dass Chaos in der Region ausbrechen würde, 
sollte Indonesien auseinanderfallen. Er fragt, welche Haltung die australische Regierung dazu 
vertritt.

Senatorin PATTERSON erwidert, dass in Australien parteiübergreifend die territoriale 
Integrität Indonesiens und deshalb nicht die Unabhängigkeit Papuas unterstützt werde.

9. Verschiedenes

Hierzu liegt nichts vor.

10. Zeitpunkt und Ort des nächsten interparlamentarischen Treffens

Es wird bekanntgegeben, dass das nächste interparlamentarische Treffen – vorbehaltlich der 
entsprechenden Genehmigung – für die am 19. Februar 2007 beginnende Woche in Australien 
geplant ist.
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OF ATTENDANCE/LISTA DE ASISTENCIA/LISTE DE PRESENCE/ELENCO DEI

PRESENTI/PRESENTIELIJST/LISTA DE PRESENÇAS/LÄSNÄOLOLISTA/DELTAGARLISTA

Til stede

Anwesend

Παρόvτες

Present

Presentes

Présents

Presenti

Aanwezig

Lasna

Närvarande

Formandskabet/Vorstand/Πρoεδρείo/Bureau/Ufficio di Presidenza/Mesa/Puhemiehistö/J.L. Presidium: (*)
Neil PARISH (P),   Mirosław Mariusz PIOTROWSKI (VP) (26/4),   Terry WYNN (VP)

Medlemmer/Mitglieder/Μέλη/Members/Diputados/Députés/Deputati/Leden/Deputados/Jäsenet/Ledamöter:
Giles CHICHESTER, Philip CLAEYS (24/4), Klaus HÂNSCH (26/4), Milos KOTEREC (26/4), David MARTIN (26/4), James 
NICHOLSON (26/4), Reinhard RACK, Leopold RUTOWICZ (26/4)

Stedfortrædere/Stellvertreter/Αναπληρωτές/Substitutes/Suplentes/Suppléants/Membri supplenti/ Plaatsvervangers/ Membros 
suplentes/Varajäsenet/Suppleanter:

Den DOVER (24/4), Paul RÜBIG (24/4), Andres TARAND (24/4)

Art. 183,3

Art. 178,2
BERMAN, DESS, DEVA, GAHLER, GILL, GOMES, JEGGLE, LULLING, 
TANNOCK

Endv. Deltog/Weitere Teiln./
Συμμετείχαv επίσης/Also present
Participaron igualmente/
Participaient également/
Hanno partecipato altresi/
Andere deelnemers/
Outros participantes/
Muut osallistujat/ Dessutom deltog 

(Dagsorden/Tagesordnung Pkt/Ημερήσια Διάταξη
Σημεί/Point OJ/Punto OG/Agenda Punt/Ordem do dia
Punto/punto orden del dia/Esityslist Kohta/
Föredragningslista punkt):

* (P)  = Formand/Vorsitzender/Πρόεδρoς/Chairman/Président/Presidente/Voorzitter/Presidente/Puhemies/Ordförande
(VP) = Næstform./Stellv.Vorsitz./Αvτιπρόεδρoς/Vice-Chairman/Vice-Président/Vicepresidente/VarapuhemiesOndervoorz./

Vice-Pres./Vicepres/Vice ordförande.

Til stede den/Anwesend am/Παρώv στις/Present on/Présent le/Presente il/Aanwezig op/Presente em/Presenteel/Läsnä/Närvarande den.
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Efter indbydelse fra formanden/Auf Einladung d. Vorsitzenden/Με πρόσκληση τoυ Πρoέδρoυ/At the invitation of the Chairman/Por invitación del 
presidente/Sur l'invitation du président/Su invito del presidente/Op uitnodiging van de voorzitter/A convite do presidente/Puhemiehen kutsusta/
På ordförandens inbjudan: 

Rådet/Rat/Συμβoύλιo/Council/Consejo/Conseil/Consiglio/Raad/Conselho/Neuvosto/Rådet: (*)
ARYAN

Kommissionen/Kommission/Επιτρoπή/Commission/Comisión/Commissione/Commissie/Commissão/Komissio/
Kommissionen: (*)   

VAREILLE

Cour des comptes:

C.E.S.:

Andre deltagere/Andere Teilnehmer
Επίσης Παρόvτες/Also present
Otros participantes/Autres participants/Altri partecipanti
Andere aanwezigen/Outros participantes
Muut osallistujat/Övriga deltagare

Gruppernes sekretariat     
Sekretariat der Fraktionen
Γραμματεία τωv Πoλ. Ομάδωv
Secretariat political groups
Secr. De los grupos politicos
Secr. Groupes politiques
Segr. Dei gruppi politici
Secr. Van de fracties
Secr. Dos grupos politicos
Puolueryhmien sihteeristö
Gruppernas sekretariat

PPE–DE
PSE
ALDE/ADLE
Verts/ALE
GUE/NGL
IND/DEM
UEN
NI

BURU

Cab. du Président

Cab. du Secrétaire Général

Generaldirektorat
Generaldirektion
Γεvική Διεύθυvση
Directorate-General
Dirección general
Direction générale
Direzione generale
Directoraat-generaal
Direcção general
Contrôle financier
Service juridique
Pääosasto
Generaldirektorat

I
II
III
IV
V
VI
VII

SCHULZ

Udvalgssekretariatet
Ausschubsekretariat
Γραμματεία επιτρoπής
Committee secretariat
Secretaria de la comisión
Secrétariat de la commission
Segretariato della commissione
Commissiesecretariaat
Secretaria de comissão
Valiokunnan sihteeristö
Utskottssekretariatet
Assist./Βoηθός

BODEN

BRAID

* (P) = Formand/Pres./Πρόεδρoς/Chairman/Président/Voorzitter/Puhemies/Ordförande
(VP) = Næstform./Vize-Pres./Αvτιπρόεδρoς/Vice-Chairman/Vice-Président/Ondervoorz./Vice-pres/Varapuhemies/Vice ordförande.
(M) = Medlem./Mitglied/Μέλoς/Member/Miembro/Membre/Membro/Lid/Membro/Jäsen/Ledamot
(F) = Tjenestemand/Beamter/Υπάλληλoς/Official/Funcionario/Fonctionnaire/Funzionario/Ambtenaar/Functionário/Virkamies/Tjänsteman
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EUROPEAN PARLIAMENT

DELEGATION FOR RELATIONS WITH AUSTRALIA
AND NEW ZEALAND

29th EP/Australia Interparliamentary meeting

24 and 26 April 2006

Brussels

DRAFT PROGRAMME

Sunday 23 April 2006

- Individual arrivals of Delegation in Brussels and transfer to

 Hotel Amigo
rue de l'Amigo 1-3
1000 Brussels
Tel. +32 (0)2 547 47 47

Private programme: Tour of Bruges arranged by the Australian 
mission.

Monday  24 April 2006 

14h45 Departure from hotel to the European Parliament

15h00 Arrival at the European Parliament - PHS entrance
Met by Mr Neil PARISH, Chairman of the Delegation for relations with 
Australia and New Zealand, and the Protocol service
Tour of the European Parliament

16h00 Meeting with the Australia/New Zealand delegation at European 
Parliament (see separate agenda)

Meeting room A5E-2 (Altiero Spinelli building)
Tel. +32 2 284 8116
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18h15 Departure from European Parliament to hotel

19h30 Dinner hosted by Mr Neil PARISH, Chair of the Delegation for Relations with 
Australia and New Zealand. 

Restaurant La Chaloupe d'Or 
Grand Place 24
1000 Brussels
+32 (0)2 511 41 61

Tuesday 25 April 2006 – ANZAC Day, YPRES

Organised by Australian mission

Wednesday 26 April 2006

08h45 Departure from hotel to the European Parliament

09h15 Meetings with members from like-minded political groups
EPP-ED - Working breakfast - Members restaurant - ASP Building
PES - Working breakfast - Members restaurant - ASP Building

10h15 Thematic discussions on the following items:

1015- 1115 hrs - EU Institutional issues (constitution and enlargement
1115 - 1215 hrs - Development and ACP issues and Foreign Affairs/Security issues

Meeting room A5H-1 (Altiero Spinelli building)
Tel. +32 2 284 8525

12h30 Departure to The Hague

N.B. Australian Mission will be responsible for transport throughout the visit.


